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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Dr. Waffenschmidt, Dr. Schneider, Braun, 
Frau Stommel, Dr. Warnke, Frau Tübler, Biumenfeld, Dr. Jahn (Münster), Volmer, 
Vogt, Eiiers (Wilhelmshaven), Pfeifer, Dr. Freiherr Spies von Büliesheim, Dr. Köhler 
(Wolfsburg), Dr. Zimmermann, Biehie, Röhner, Dr. Jobst, Thürk, Vehar, 

Frau Verhüisdonk und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/1247 — 

betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 


Schreiben des Bundesministers des Innern vom 
19. Juli 1974-0111 - 139 110/5: 

Namens der Bundesregierung beantworte ich die 
Große Anfrage wie folgt: 

Städte, Gemeinden und Kreise nehmen im Verwal- 
tungsaufbau der Bundesrepublik Deutschland einen 
hervorragenden Platz ein. Sie bilden das Fundament 
der öffentlichen Verwaltung, auf dem der Bund und 
die Länder bei der Durchführung ihrer Aufgaben 
aufbauen. Hier haben insbesondere die örtlichen 
Verwaltungsträger - Städte und Gemeinden - eine 
große Zahl vielfältiger Aufgaben zu bewältigen. Da- 
neben sorgen die Städte, Gemeinden und Kreise 
durch ihre von der Bürgerschaft gewählten Organe 
in freier Selbstverwaltung für das Wohl ihrer 
Bürger. Durch Artikel 28 des Grundgesetzes ist dem 
Bund als Garanten für die verfassungsmäßige Ord- 
nung in den Ländern, Kreisen und Gemeinden auch 
der Bestand der kommunalen Selbstverwaltung an- 
vertraut. Die Bundesregierung bekennt sich zu die- 
ser Verpflichtung: nicht nur aus Respekt vor der 
Verfassung und nicht nur in Anerkennung der be- 
währten Tradition der kommunalen Selbstverwal- 
tung in Deutschland, sie ist vielmehr auch der Auf- 
fassung, daß die demokratische Praxis der kommu- 
nalen Selbstverwaltung eine unerläßliche Voraus- 
setzung für den demokratischen Geist im deutschen 
Volke ist. Bundeskanzler Brandt hat in der Regie- 
rungserklärung vom 18. Januar 1973 besonders auf 
die Notwendigkeit hingewiesen, die Politik in diesem 
demokratischen Geiste zu gestalten. 

„Der gewandelte Bürgertypus", der seine Freiheit 
auch im Geflecht der sozialen und wirtschaftlichen 


Abhängigkeiten behaupten und kritisch mitdenken, 
mitentscheiden und mitverantworten will, ist das 
Leitbild des mündigen Bürgers unserer Tage. Ohne 
eine gesunde und funktionsfähige kommunale 
Selbstverwaltung wäre dieses Leitbild nur schwer 
erreichbar. Sie ist die beste Gewähr dafür, daß die 
Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland er- 
halten, gestärkt und im Alltag gelebt wird. Wo der 
„vitale Bürgergeist" zu Hause ist, wo verantwor- 
tungsbewußte und verantwortungsbereite Menschen 
demokratisch am Leben und an der Gestaltung der 
örtlichen Gemeinschaft mitwirken, haben extreme 
und antidemokratische Kräfte keine Chance. 


Die Bundesregierung verkennt nicht, daß sich Städte, 
I Gemeinden und Kreise infolge der ständig fort- 
: schreitenden technischen und gesellschaftlichen Ent- 
I Wicklung schwierigen Aufgaben gegenüber sehen. 
Auch die kommunalen Gebietskörperschaften kön- 
nen sich den weltweiten Auswirkungen der moder- 
nen Zivilisation mit ihren spezifischen Problemen 
und Abhängigkeiten nicht entziehen. Die immer 
engere Verflechtung immer größerer Räume, die 
immer stärkere Abhängigkeit aller Verwaltungs- 
träger untereinander lassen eine isolierte Betrach- 
tung des Erscheinungsbildes der kommunalen Selbst- 
verwaltung nicht mehr zu. Die zunehmende Mobili- 
tät der Bevölkerung, die fortschreitende Industriali- 
sierung, die Technisierung und der ständige Zwang 
zur Spezialisierung und Arbeitsteilung sowie die 
steigende Erwartung der Bevölkerung an den Lebens- 
standard wirken sich gleichmäßig in allen Verwal- 
tungsebenen des Staates aus und greifen sogar weit 
in den internationalen Bereich hinein. 
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Die Bewältigung der daraus entstehenden Probleme 
ist deswegen häufig nicht mehr isoliert in den ein- 
zelnen Gemeinden möglich. Planung und Koordinie- 
rung der zu treffenden Maßnahmen, etwa in den 
Bereichen Verkehr, Umweltschutz, Raumordnung 
oder regionaler Wirtschaftsförderung müssen auf 
übergeordneter Ebene erfolgen, auch wenn dies in 
Einzelfällen in den Städten, Gemeinden und Kreisen 
als Einschränkung der Gestaltungs- und Entschei- 
dungsfreiheit der kommunalen Selbstverwaltung 
empfunden werden sollte. In Erkenntnis dieser Ent- 
wicklung vertreten die kommunalen Gebietskörper- 
schaften durch ihre Spitzenverbände auf Bundes- 
und Landesebene in ständig steigendem Umfang 
ihre gemeinsamen Belange gegenüber Staat und 
Öffentlichkeit. Durch Beteiligung an zahlreichen 
Planungs- und Koordinierungsgremien auf Bundes- 
und Landesebene haben die kommunalen Spitzen- 
verbände in diesen Bereichen einen beachtlichen 
Einfluß gewonnen. Die Bundesregierung hat - wo es 
in ihrer Macht stand - diese Entwicklung gefördert 
und wird auch in Zukunft so verfahren. 

Die wirtschaftliche, gesellschaftliche und technische 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat es notwen- 
dig gemacht, die Gebiets- und Organisationsstruk- 
turen des kommunalen Bereiches den Erfordernissen 
einer modernen Verwaltung anzupassen. Dadurch 
soll auch dem Schwund an Substanz der kommu- 
nalen Selbstverwaltung entgegengewirkt werden, 
der durch einen zu kleinräumigen Zuschnitt und 
durch mangelnde Finanz- und Verwaltungskraft 
vieler Gemeinden entstanden war. Alle Bundes- 
länder haben sich dieser Herausforderung gestellt 
und grundlegende Reformen in den kommunalen 
Strukturen begonnen oder bereits durchgeführt. 

Die Bundesregierung hat in der Antwort vom 
4. September 1968 auf die Große Anfrage der Frak- 
tionen der CDU/CSU, SPD vom 20. Dezember 1967 
- Drucksache V/3248 - alle Anstrengungen begrüßt, 
die auf eine Gesundung der gemeindlichen Selbst- 
verwaltung gerichtet sind. Die Bundesregierung hat 
seinerzeit darauf hingewiesen, daß die kommunale 
Gebietsreform an Gemeinwohl und den Bedürfnissen 
der Bürger orientiert sein müsse. Nicht ausschließ- 
lich die Regeln der Verwaltungstechnik oder des 
Finanzausgleiches, sondern der Wille zur Stärkung 
von Leistungsfähigkeit, Selbstverantwortung und 
der bürgerschaftlichen Mitarbeit sollten nach Auf- 
fassung der Bundesregierung der Maßstab jeder 
Reformbestrebung sein. 

Angesichts der in den letzten Jahren bei zahlreichen 
Bürgern erfreulich gewachsenen Bereitschaft, sich 
mit lokalen Aufgaben und Problemen aktiv zu be- 
fassen, unterstreicht die Bundesregierung heute die 
damalige Haltung nochmals ausdrücklich. Im Zuge 
der weiteren Reformen wäre es auch wünschenswert, 
wenn diese Bereitschaft der Bürger nicht durch allzu 
unterschiedliche Systeme der Kommunalverfassun- 
gen, der Kommunalstrukturen und der kommunalen 
Terminologie gehemmt würde. Möglichst einheit- 
liche Gemeindeformen, einheitliche Bezeichnungen 
der kommunalen Organe und ein in allen Ländern 
annähernd gleichartiger Aufgabenbestand für ver- 


gleichbar strukturierte Gemeinden würden es dem 
mobilen Bürger erleichtern - gleich in welcher Ge- 
meinde er seinen Wohnsitz nimmt -, sich ohne 
große Anpassungsschwierigkeiten im kommunalen 
Bereich zurecht zu finden und sich auch kommunal- 
politisch zu engagieren. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die kom- 
munale Gebietsreform in den Ländern durch eine 
Neuverteilung der Aufgaben auf alle Ebenen der 
öffentlichen Verwaltung (Funktionalreform) ergänzt 
werden muß. Die Bundesregierung ist im Rahmen 
des ihr Möglichen bereit, ciaran mitzuwirken und 
künftig bei der Gesetzgebung die auf Grund der 
kommunalen Gebietsreform gestiegene Verwal- 
tungskraft der Städte, Gemeinden und Kreise zu 
berücksichtigen. 

Die finanzielle Leistungsfähigkeit der kommunalen 
Gebietskörperschaften ist in den letzten Jahren 
quantitativ und qualitativ verbessert worden. Die 
Bundesregierung beobachtet ständig die Entwick- 
lung der Gemeindefinanzen mit besonderer Auf- 
merksamkeit. Sie bejaht ihre gesamtstaatliche Ver- 
antwortung für die Haushalte von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Sie hat stets bei den Verhand- 
lungen über die Steuerneuverteilung den Finanz- 
bedarf der Gemeinden mitberücksichtigt, wenn es 
darum ging, den Steueranteil der Länder zu bemes- 
sen. Sie wird dies auch weiterhin tun. Die Bundes- 
regierung weist jedoch darauf hin, daß sie bei ihren 
finanzpolitischen Entscheidungen die Anforderungen 
aller öffentlichen Aufgabenbereiche zu berücksich- 
tigen hat. Sie hat außerdem darauf zu achten, daß 
die öffentlichen Vorhaben bei einer als tragbar emp- 
fundenen Steuerlast und einer gesamtwirtschaftlich 
vertretbaren Kreditaufnahme der öffentlichen Hand 
insgesamt angemessen finanziert werden können. 


Dies vorausgeschickt, nimmt die Bundesregierung 
zu den Einzelfragen wie folgt Stellung: 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf die von den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden zu erfüllenden Auf- 
gaben, kommunale Vertreter an der Gesetzes- 
vorbereitung und der Planung von Bundes- 
maßnahmen und -Programmen weitergehend zu 
beteiligen, als dies bisher geschieht? 

1. Die Bundesregierung ist in den vergangenen 
Jahren im Rahmen der geschäftsordnungsmäßigen 
Möglichkeiten ständig um eine Verbesserung der 
schon guten Zusammenarbeit mit den kommunalen 
Spitzen verbänden in allen Bereichen, in denen die 
Interessen der Kommunen berührt werden, bemüht 
gewesen, um den Sachverstand und die praktischen 
Erfahrungen der Gemeinden und Gemeindeverbände 
nutzbar zu machen und ihren besonderen Belangen 
Rechnung zu tragen. So hat der Bundeskanzler die 
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Bundesminister wiederholt auf die Notwendigkeit 
einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den 
Dienststellen des Bundes und den kommunalen 
Spitzenverbänden hingewiesen und sie gebeten, in 
ihrem Geschäftsbereich darauf hinzuwirken, daß die 
verfassungsrechtlichen und geschäftsordnungs- 
mäßigen Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit den 
kommunalen Spitzenverbänden voll ausgenutzt 
werden sollten. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der 
Länder hat sich im März 1973 ebenfalls mit der 
Frage befaßt, wie den Interessen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände bei der Gesetzgebung des 
Bundes besser Rechnung getragen werden könne. 
Der Bundesminister des Innern hat daraufhin im 
April 1973 die übrigen Bundesminister erneut ge- 
beten, bei der Vorbereitung von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften mehr als bisher die kommu- 
nalen Spitzenverbände möglichst frühzeitig zu be- 
teiligen. 

Die Bundesregierung ist angesichts der bedeutenden 
Rolle der Städte, Gemeinden und Kreise innerhalb 
der öffentlichen Verwaltung der Meinung, daß auf 
einigen Gebieten eine weitergehende Beteiligung 
kommunaler Vertreter als bisher möglich und auch 
wünschenswert wäre. Dabei ist jedoch stets zu be- 
rücksichtigen, daß die kommunalen Körperschaften 
~ ungeachtet der Selbstverwaltungsgarantie des 
Artikels 28 Abs. 2 des Grundgesetzes - nach dem 
bundesstaatlichen Aufbau, wie ihn das Grundgesetz 
voraussetzt, Teile der Länder sind und in erster 
Linie von ihnen vertreten werden. Dabei ist durch- 
aus anzuerkennen, daß die kommunalen Spitzenver- 
bände von ihrer Aufgabe her, die Belange der kom- 
munalen Gebietskörperschaften gegenüber Staat 
und Öffentlichkeit zu vertreten, eine Sonderstellung 
unter den Verbänden und Fachkreisen einnehmen. 

2. über die Beteiligung kommunaler Vertreter bei 
der Vorbereitung von Gesetzen und anderen Rechts- 
vorschriften entscheidet im Grundsatz der feder- 
führende Bundesminister im Rahmen seines Ermes- 
sens, wobei er vor allem die für die Beteiligung von 
Fachkreisen und Verbänden vorgesehenen Vor- 
schriften der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien - Besonderer Teil - (GGO II) zu 
beachten hat. 

Danach ist die Heranziehung der Vertreter der be- 
teiligten Fachkreise, die kommunalen Spitzenver- 
bände werden hier ausdrücklich genannt, zur Be- 
schaffung von Unterlagen für die Vorbereitung von 
Gesetzen zulässig (§ 23 Abs. 1 GGO II). Entspre- 
chendes gilt bei der Vorbereitung von Rechtsverord- 
nungen (§ 62 GGO II). 

Dieser Art der Beteiligung sind zwar gewisse not- 
wendige Grenzen gesetzt: 

— Die Beteiligung ist nicht obligatorisch. Zeitpunkt, 
Umfang und Auswahl bleiben, wenn nicht Son- 
dervorschriften bestehen, dem Ermessen über- 
lassen (§ 23 Abs. 1 Satz 3 GGO II). 

— Bei Gesetzentwürfen von besonderer politischer 
Bedeutung ist, bevor mit den Vertretern der 


Fachkreise Fühlung genommen wird, eine Ent- 
scheidung des Bundeskanzlers einzuholen (§ 23 
Abs. 2 Satz 1 GGO II). 

— Im übrigen ist darauf zu achten, daß durch die 
Art und Weise der Beteiligung die Entscheidung 
der Bundesregierung nicht erschwert wird (§ 23 
Abs. 2 Satz 2 GGO II). 

Die Bundesregierung beteiligt schon jetzt in erheb- 
lichem Maße die kommunalen Spitzenverbände bei 
der Gesetzesvorbereitung, um den Interessen der 
Gemeinden und Gemeindeverbände weitgehend 
Rechnung tragen zu können. Sie wird prüfen, ob es 
möglich ist, diese Beteiligung in der GGO II festzu- 
legen. 

Sie wird auch in stärkerem Maße als bisher im Vor- 
bereitungsstadium wichtiger, von den Gemeinden 
durchzuführender oder ihre Belange berührender 
Gesetze oder anderer Maßnahmen Planspiele unter 
Beteiligung kommunaler Vertreter durchführen; auf 
diese Weise können Fehleinschätzungen oder Be- 
lastungen der Gemeinden frühzeitig erkannt und 
bei der endgültigen Formulierung der Gesetze oder 
der Maßnahmen berücksichtigt werden. 

Die Bundesregierung nimmt die Beantwortung der 
Großen Anfrage zum Anlaß, die Notwendigkeit und 
Nützlichkeit einer möglichst weitgehenden, guten 
und vertrauensvollen Zusammenarbeit zu betonen. 

3. Die kommunale Seite wird bei der Planung von 
Bundesmaßnahmen und -programmen weitgehend 
beteiligt. Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
sind oder waren bereits in zahlreichen Planungs- 
gremien, Kuratorien, Kommissionen, Beiräten und 
Ausschüssen durch Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände repräsentiert. Dazu gehören u. a. 
Konjunkturrat für die öffentliche Hand, Finanz- 
planungsrat, Deutscher Rat für Stadtentwicklung, 
Enquete-Kommission „Verfassungsreform", Deut- 
scher Bildungsrat, Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung, Deutsche Sportkonferenz, Gemein- 
samer Ausschuß zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse der Gemeinden, Koordinierungsausschuß 
für Straßenbauplanung von Bund, Ländern und Ge- 
meinden, Ständiger Ausschuß für die zivile Ver- 
teidigung, Statistischer Beirat des Statistischen Bun- 
desamtes, Sachverständigenkommission für die Neu- 
gliederung des Bundesgebietes, Studienkommission 
für die Reform des öffentlichen Dienstes, Beirat der 
Bundesakademie für öffentliche Verwaltung, Beirat 
für Raumordnung, Arbeitsgruppe „Bundesraumord- 
nungsprogramm" des Hauptausschusses der Mini- 
sterkonferenz für Raumordnung, Arbeitskreis 
„Sozialer Wohnungsbau" beim Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Selbstver- 
waltungsorgane der Bundesanstalt für Arbeit, Beirat 
für Vertriebenen- und Flüchtlingsfragen, Bundes- 
jugendkuratorium, Bundes ausschuß der Kriegs- 
beschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge, 
Beirat für Ausbildungsförderung, Gutachterkommis- 
sion zur Erstellung des Jugendberichts, Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen", Koordinierungskreis „Aus- 
ländische Arbeitnehmer". 
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Diese, in zahlreichen Fällen sogar institutionell ge- 
sicherte Mitwirkung der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände war ohne ausdrückliche Erwähnung im 
Grundgesetz möglich und kann bei eventuell neu zu 
schaffenden Gremien ähnlicher Art als Vorbild 
dienen. Ob in Einzelfällen eine noch weitergehende 
Beteiligung möglich ist, läßt sich generell nicht 
sagen, sondern muß von Fall zu Fall geprüft und 
entschieden werden. 

Der Bund plant aber auch eine große Zahl von Maß- 
nahmen und Programmen, bei denen die Gemeinden 
(Gemeindeverbände) unmittelbar, d. h. ohne Ein- 
schaltung der kommunalen Spitzenverbände, be- 
teiligt werden. Hierbei handelt es sich z. B. um 
Vorhaben aus den Bereichen des Verkehrs, der Ver- 
teidigung, des Bundesgrenzschutzes, aber auch um 
sonstige Vorhaben, insbesondere um Baumaßnah- 
men. In diesen Fällen richtet sich die Beteiligung in 
aller Regel nach den Vorschriften der einschlägigen 
Gesetze. Diese Art der Beteiligung hat sich bewährt. 
Sie sollte deshalb fortgesetzt werden. 

4. Die Enquete-Kommission für Fragen der Ver- 
fassungsreform, in die auch ein Vertreter der kom- 
munalen Spitzenverbände berufen worden ist, wird 
sich unter anderem mit dem Problem der „Stellung 
der Gemeinden in der verfassungsrechtlichen Ord- 
nung" befassen. Im Vordergrund steht die Neuord- 
nung des Verhältnisses zwischen Bund und Ländern, 
wobei auch eine angemessene Einordnung der kom- 
munalen Ebene geprüft werden wird. In ihrem Zwi- 
schenbericht (Drucksache VI/3829) hat die Enquete- 
Kommission zum Ausdruck gebracht, daß vor allem 
das Problem der Einbeziehung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände in die gemeinsame Rahmen- 
planung von Bund und Ländern noch zu erörtern 
sein wird. Die kommunalen Spitzenverbände haben 
hierzu detaillierte Vorschläge vorgelegt mit dem 
Ziel, eine bessere Berücksichtigung der kommunalen 
Gebietskörperschaften in der Verfassung des Bun- 
des zu erreichen. Auch bei der Beurteilung dieser 
Frage wird zu berücksichtigen sein, daß die Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) nach dem System des 
Grundgesetzes Gebietskörperschaften innerhalb des 
organisierten Staatsaufbaues der Länder sind. 

Der Bundeskanzler Brandt hat in der Regierungs- 
erklärung vom 18. Januar 1973 betont, daß die 
Bundesregierung das Bund-Länder- Verhältnis im 
Rahmen des Grundgesetzes und an der Praxis orien- 
tiert weiterentwickeln werde. Auch den Fragen der 
Verfassungsreform werde sie ihre Aufmerksamkeit 
schenken. 

Vor der Mitgliederversammlung des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes am 5. Oktober 1973 
wies Bundeskanzler Brandt jedoch darauf hin, daß 
für ein überhastetes Verfahren oder für die vorge- 
zogene Einführung von Einzellösungen, die den 
schwierigen verfassungspolitischen Gesamtrahmen 
nicht berücksichtige und im derzeitigen Augenblick 
auch nicht berücksichtigen könne, kein Anlaß be- 
stehe. 


Da die Beratungen der Enquete-Kommission noch 
nicht abgeschlossen sind, möchte die Bundesregie- 
rung im übrigen den Ergebnissen nicht vorgreifen. 


Die Fragen 

2. Welche Einrichtungen und Dienste meint die 
Bundesregierung mit der Regierungserklärung, 
daß gewisse Einrichtungen und Dienste in den 
Städten und Gemeinden geschaffen werden 
müssen, die bisher zu kurz gekommen seien? 

3. In welcher Prioritätsfolge sieht die Bundes- 
regierung diese Aufgaben? 

4. Wie stellt sich die Bundesregierung die Durch- 
führung dieser zusätzlichen kommunalen Auf- 
gaben vor? 

stehen in unmittelbarem Zusammenhang. Die Bun- 
desregierung hält es deshalb für sachgerecht, sie 
zusammen zu beantworten. 

Bundeskanzler Brandt hat in der Regierungserklä- 
rung vom 18. Januar 1973 unter anderem erklärt: 

„Es liegt auf der Hand, daß in unseren Städten und 
Gemeinden - und zwar mit erheblichen Anstrengun- 
gen - Einrichtungen und Dienste geschaffen werden 
müssen, die bisher zu kurz gekommen sind." 

Mit dieser Erklärung werden keine zusätzlichen 
Maßnahmen der Bundesregierung angekündigt. Es 
handelt sich vielmehr um eine Zusammenfassung 
der im Kontext der Regierungserklärung erwähnten 
Absichten zur Verbesserung der kommunalen Infra- 
struktur. Beispielhaft und ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit sind in der Regierungserklärung u. a. 
erwähnt: Umweltschutz, Stadtentwicklung, Städte- 
bauförderung, öffentlicher Nahverkehr, Verbesse- 
rung der Arbeits-, Freizeit- und Erholungsmöglich- 
keiten. 

Mit dieser Aufzählung hat die Bundesregierung 
zum Ausdruck gebracht, daß sie in diesen Bereichen 
Schwerpunkte sieht. Andererseits ist aber die Fest- 
legung von Prioritäten bei der Erfüllung der einzel- 
nen gemeindlichen Aufgaben Sache der Städte und 
Gemeinden selbst. Eine generelle Festlegung von 
Prioritäten durch den Bund wäre mit Rücksicht auf 
die unterschiedliche Situation in den einzelnen 
Städten und Gemeinden praktisch auch gar nicht 
durchführbar. Dem steht nicht entgegen, daß der 
Bund durch gezielte Maßnahmen in den genannten 
Bereichen zur Verbesserung der kommunalen Infra- 
struktur mit beiträgt. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch Anreiz und Förderung vermehrt 
freie Träger und Bürgerinitiativen für die Er- 
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füllung von Diensten im kommunalen Raum zu 
gewinnen? 

Die Bundesregierung sieht mit dieser Frage in erster 
Linie Dienste des sozialen Bereichs angesprochen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Tätigkeit und das 
Wirken von freien Trägern und Bürgerinitiativen 
zur Erfüllung sozialer Dienste im kommunalen Be- 
reich. 

Sie hat große Hochachtung für jene Menschen, die 
über das eigene Interesse hinaus Verantvrortung 
und Dienst für andere - z. B. junge Menschen, be- 
rufstätige Mütter, ausländische Arbeitnehmer, 
Kranke, alte Menschen, übernehmen. Sie ist der 
Ansicht, daß Bürger und freie Träger in hohem 
Maße geeignet sind, in diesen und anderen sozialen 
Bereichen die Arbeit der kommunalen Behörden zu 
unterstützen. Sie verkennt dabei nicht, daß die 
Kommunen hier zum Teil Beispielhaftes leisten, sie 
ist aber auch der Meinung, daß echtes mitmensch- 
liches und mitbürgerliches Engagement des einzel- 
nen oder von Gruppen gerade im sozialen Bereich 
notwendig und hilfreich ist und durch keine noch so 
perfekte behördliche Hilfeleistung ersetzt werden 
kann. Erfahrungen haben gezeigt, daß das Zusam- 
menwirken von freien Vereinigungen und freien 
Initiativen der Bürger mit den Gemeindeverwaltun- 
gen gute Ergebnisse gebradit hat. 

Sofern die gesetzlichen Bestimmungen es zulassen 
und die Aufgaben von ihrer Natur her geeignet 
sind, von freien Trägern oder von engagierten 
Bürgern übernommen zu werden, sollten die Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) nicht zögern, diesen 
Gruppen Aufgaben zu übertragen. Dies gilt z. B. 
für Kindergärten, Kindertagesstätten, Spielplätze, 
Heime, Beratungsstellen, Maßnahmen der Altenhilfe 
und vieles mehr. Die Gemeinden könnten ihre Auf- 
gaben dann in erster Linie darin sehen, die ver- 
waltungsmäßige, technische und finanzielle Unter- 
stützung zu geben. 

Unbesdiadet gegebener Zuständigkeiten vertritt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß darauf hinge- 
wirkt werden sollte, die Dienste der bestehenden 
freien Träger sinnvoll zu koordinieren und dadurch 
effektiver zu gestalten. In partnerschaftlicher Zu- 
sammenarbeit zwischen den verantwortlichen kom- 
munalen Behörden und freien Trägern bei Planung 
und Durchführung neuer sozialer Dienste sollten be- 
stehende Versorgungslücken geschlossen werden. 
Die Förderungsentscheidungen sollten sich dabei 
vornehmlich an der Deckung des Bedarfs der Be- 
völkerung und an der Qualität des Trägerangebots 
orientieren. Es liegt jedoch nicht in der Kompetenz 
der Bundesregierung, auf die Gestaltung im ört- 
lichen Raum Einfluß zu nehmen. 

Auch in anderen Bereichen begrüßt die Bundesregie- 
rung das zunehmende Engagement von Bürgern im 
Rahmen von Bürgervereinen und Bürgerinitiativen. 
Dies gilt insbesondere für den Bereich des Umwelt- 
schutzes entsprechend den im Umweltprogramm der 
Bundesregierung niedergelegten Grundgedanken. 
Die Bundesregierung ist bemüht, diesen Gruppen so- 


weit irgend möglich die Rolle eines aktiven Part- 
ners in der Umweltpolitik zu ermöglichen, und sie 
unterstützt die Zusammenschlüsse solcher Vereine 
und Initiativen auf Bundesebene. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, zusammen mit den Ländern die Funk- 
tionalreform voranzutreiben, um im Sinne 
bürgernaher Aufgabenerfüllung mehr Zustän- 
digkeiten zur Erledigung Öffentlicher Aufgaben 
auf die Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
übertragen, insbesondere nachdem durch die 
kommunale Gebietsreform in allen Teilen des 
Bundesgebietes größere und leistungsfähigere 
kommunale Einheiten entstehen? 

Durch die kommunale Neugliederung in den Län- 
dern sollen Organisationsformen der kommunalen 
Selbstverwaltung geschaffen werden, die zumWohle 
der Bevölkerung 

— leistungsfähige Träger von Einrichtungen der 
kommunalen Daseinsvorsorge sein können, 

— mit Hilfe einer bürgernahen, leistungsfähigen 
Verwaltungseinheit notwendige Verbesserung 
der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Verhältnisse entsprechend der gewandelten ge- 
meindlichen Aufgabenstellung ermöglidien, 

— durch ein abgestuftes, aufeinander bezogenes 
zentralörtliches Gliederungssystem mit Versor- 
gungsbereichen unterschiedlicher Größe und 
Funktionen ein breit gefächertes Angebot an 
öffentlichen und privaten Dienst- und Versor- 
gungsleistungen zur Verfügung stellen, 

— der Mitwirkungsmöglichkeit der Bürger einen 
echten Handlungsspielraum geben (aus der Ent- 
schließung der Ständigen Konferenz der Innen- 
minister der Länder vom 15. Dezember 1972). 

Diesem Ziel dienen sowohl die Schaffung größerer 
Gemeinden durch die Gebietsreform als auch die in 
den Ländern eingeleitete Funktionalreform. Unter 
Funktionalreform wird hier die Gesamtheit aller 
Maßnahmen verstanden, die geeignet sind, die 
Arbeit der öffentlichen Verwaltung in allen Ebenen, 
insbesondere den Dienst am Bürger, zu verbessern 
und das Verhältnis zwischen Aufwand und Erfolg 
günstig zu beeinflussen. In erster Linie bedeutet 
Funktionalreform die Neuverteilung der Zuständig- 
keit zwischen den einzelnen Verwaltungsebenen 
vor allem durch eine Delegation von Aufgaben nach 
unten. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bemühungen der 
Länder um die Funktionalreform und fördert diese 
im Rahmen des Möglichen. Einen Beitrag, die Funk- 
tionalreform in den Ländern zu erleichtern, hat der 
Bund bereits dadurch geleistet, daß er in seiner 
Gesetzgebungspraxis die nähere Regelung der Zu- 
ständigkeiten von Landesbehörden einschließlich 
Kommunalbehörden in weit größerem Ausmaße als 
früher den Ländern überläßt. 
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Die Bundesregierung unterstützt die Funktional- 
reform der Länder weiterhin auch dadurch, daß sie 
die Wünsche der Länder auf Lockerung bundesrecht- 
lich abschließender Zuständigkeitsregelungen (vgl. 
Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Ver- 
waltungsreform in den Ländern - Drucksache 7/273) 
so weit wie möglich unterstützt. Es darf dabei aber 
nicht verkannt werden, daß sich die Bundesregie- 
rung bei der Überprüfung bisheriger oder der Ver- 
anlassung neuer Zuständigkeitsvorschriften nicht 
allein von den Gesichtspunkten der Funktional- 
reform in den Ländern leiten lassen kann. Wie die 
Bundesregierung bereits in ihrer Stellungnahme zu 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der 
Verwaltungsreform in den Ländern dargelegt hat 
(vgl. Stellungnahme der Bundesregierung I, 1 und 5 
der Anlage 2 der Drucksache 7/273), ist dabei zwi- 
schen den Zielen der Verwaltungsreform, insbeson- 
dere dem Bedürfnis nach Rationalisierung einerseits 
und der sachlichen Notwendigkeit einer bundesein- 
heitlichen Gesetzesausführung durch bestimmte Lan- 
desbehörden andererseits abzuwägen. Dabei ist auch 
zu berücksichtigen, daß die Gesichtspunkte eines 
möglichst bürgernahen Gesetzesvollzuges und einer 
bundeseinheitlichen Gesetzesausführung, an der der 
Bürger ebenso interessiert sein kann, gegenein- 
ander abgewogen werden müssen. 

Die Bundesregierung wird bei dieser Abwägung 
einen strengen Maßstab anlegen und die Zuweisung 
von Zuständigkeiten an bestimmte Landesbehörden 
nur dann vorsehen, wenn das von der Sache her 
oder der besseren Effektivität der Gesetzesausfüh- 
rung wegen geboten ist. Darüber hinaus wird sie bei 
der Prüfung der Zuständigkeitsfragen jeweils be- 
rücksichtigen, daß auf Grund der kommunalen Ge- 
bietsreform die Verwaltungskraft der Gemeinden 
und Gemeindeverbände gestärkt worden ist. 

Als weiterer Beitrag, die Leistungskraft der Ver- 
waltung zu verbessern und effektiver zu gestalten, 
sind die Maßnahmen zur Reform der Verwaltungs- 
organisation anzusehen. Die Bundesregierung hat 
dazu Initiativen ergriffen. Sie hat den Kabinettsaus- 
schuß für die Reform der Struktur von Bundesregie- 
rung und Bundesverwaltung eingesetzt; dieser hat 
beim Bundesminister des Innern eine interministe- 
rielle Projektgruppe gebildet, deren Arbeitsergeb- 
nisse über den Bereich des Bundes hinaus Beachtung 
gefunden haben. 

Außerdem hat der Bundesminister des Innern den 
„Leistungsplan zur Rationalisierung der Bundesver- 
waltung“ entwickelt. Er umfaßt die wichtigsten 
Organisationsmaßnahmen, die erforderlich sind, um 
die Verwaltung in die Lage zu versetzen, ihre Auf- 
gabe gegenüber dem Bürger zu erfüllen. Dazu ge- 
hört insbesondere die Entwicklung von Verfahren 
und Methoden, 

— den innerbehördlichen Geschäftsgang zu be- 
schleunigen, 

— den verwaltungsmäßigen Entscheidungsprozeß 
übersichtlicher und durchschaubarer zu machen, 

— die Entscheidungsprozesse auf ihre Effizienz und 
Praktikabilität zu überprüfen. 


— den Verwaltungsaufbau übersichtlicher zu ge- 
stalten. 

Verwaltungsorganisatorische Reformen können, 
wenn sie sich unmittelbar für den Bürger auswirken 
sollen, nicht allein vom Bund durchgeführt werden. 
Aus diesem Grund hat der Bundesminister des In- 
nern im Jahre 1972 mit der Kommunalen Gemein- 
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung ein 
Arbeitsabkommen abgeschlossen, das dem Erfah- 
rungs- und Informationsaustausch sowie der gemein- 
samen Entwicklung von Organisations- und Rationa- 
lisierungsmethoden dient. Ebenso ist eine Zusam- 
menarbeit mit den Ländern geplant. Der Bundes- 
minister des Innern und die Ständige Konferenz der 
Innenminister der Länder sind übereingekommen, in 
Fragen der Verwaltungsreform eng zusammenzu- 
arbeiten. Darüber hinaus unterstützt der Bund durch 
Mitarbeit die Bemühungen des Ausschusses für wirt- 
schaftliche Verwaltung - einer Gemeinschaftsein- 
richtung von Bund, Ländern, Gemeinden und der 
Wirtschaft - auf praktikablere Organisationsformen 
hinzuwirken. 


7. Wird die Bundesregierung bei kommunal be- 
deutsamen Planungs- und Gesetzesvorhaben 
neben der bisher schon geübten Abstimmung 
mit den Fachressorts der Länder die allge- 
meinen, überfachlichen und finanziellen Aus- 
wirkungen auf die Kommunen dadurch in die 
Vorbereitung einbeziehen, daß auch die Innen- 
minister der Länder als Kommunalminister be- 
teiligt werden? 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der Län- 
der hat auf der Sitzung am 30. März 1973 im Zu- 
sammenhang mit der Frage der Berücksichtigung der 
Interessen der Kommunen bei der Gesetzgebung des 
Bundes und der Länder auch das Problem der Be- 
teiligung der Innenminister der Länder als Kommu- 
nalminister erörtert und folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Ständige Konferenz der Innenminister der Län- 
der ist der Auffassung, daß die Interessen der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände bei der Gesetz- 
gebung des Bundes und der Länder stärker berück- 
sichtigt werden müssen. Sie hält es deshalb für 
erforderlich, daß die Innenressorts in verstärktem 
Maße bei den Vorarbeiten zu Gesetzen beteiligt 
werden, die kommunale Interessen berühren.“ 

Ein Be Schluß Vorschlag, wonach der Bundesminister 
des Innern gebeten werden sollte, in den Fällen, in 
denen dieser auf Grund der GGO II beteiligt wird, 
weil Belange der Gemeinden und Gemeindever- 
bände berührt werden, die Innenminister der Länder 
rechtzeitig über die Gesetzesvorhaben zu informie- 
ren und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben, wurde nicht zum Beschluß erhoben, da ein 
solches Verfahren nicht für erforderlich gehalten 
wurde. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Innen- 
ressorts der Länder bei kommunal bedeutsamen 
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Vorhaben des Bundes beteiligt werden. Da ergibt 
sich einmal aus der Praxis der Ressorts, Vorhaben 
der Bundesregierung mit den federführenden Fach- 
ressorts der Länder zu beraten, die ihrerseits über- 
greifende Angelegenheiten fachlicher, finanzieller 
oder allgemeiner Art innerhalb der Landesregierung 
mit den beteiligten Ressorts - bei kommunal be- 
deutsamen Fragen, den Innenministerien - ab- 
stimmen. 

Zum anderen bestimmt § 24 Abs. 1 Satz 1 GGO II, 
daß vorbereitende Entwürfe zu Gesetzen, durch die 
Belange der Länder berührt werden, den Vertretun- 
gen der Länder beim Bund zur Weitergabe an die 
Landesministerien, deren Geschäftsbereich betroffen 
ist, möglichst frühzeitig zuzuleiten sind. Mit der Zu- 
leitung der Entwürfe an die Vertretungen der Län- 
der stellen die Bundesressorts sicher, daß eine Be- 
teiligung der betroffenen Ressorts auf Landesebene 
erfolgen kann. 

Die Bundesregierung ist deshalb der Auffassung, 
daß die stärkere Berücksichtigung der Innenminister 
der Länder bei kommunal bedeutsamen Vorhaben 
kein Problem der Bundesebene, sondern vielmehr 
ein Koordinierungsproblem innerhalb des jeweiligen 
Landes ist. 

Die Beteiligung der Innenminister der Länder an 
Verhandlungen der zuständigen Bund-Länder- 
Gremien würde dazu führen, daß auch die übrigen 
jeweils betroffenen Landes- und Bundesressorts den 
Anspruch auf Beteiligung erheben könnten. Dies 
würde künftige Abstimmungsverfahren erschweren. 


8. Wird die Bundesregierung die partnerschaft- 
liche Verantwortung zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden so praktizieren, daß sie die 
Repräsentanten von Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden an Beratungen und Verhandlungen 
über eine Neuverteilung der öffentlichen Ein- 
nahmen beteiligt? 

Nach der durch die Finanzreform des Jahres 1969 
geschaffenen Regelung im Grundgesetz stellt die 
Umsatzsteuer das einzige variable Element bei der 
Steueraufteilung zwischen Bund und Ländern dar. 
Nach Artikel 106 Abs. 4 des Grundgesetzes sind die 
Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
dann neu festzusetzen, „wenn sich das Verhältnis 
zwischen den Einnahmen und den Ausgaben des 
Bundes und der Länder wesentlich anders entwik- 
kelt". Dabei gelten nach Artikel 106 Abs. 9 des 
Grundgesetzes als Einnahmen und Ausgaben der 
Länder auch die Einnahmen und Ausgaben der Ge- 
meinden {Gemeindeverbände). Das Aufkommen aus 
der Umsatzsteuer steht aber unmittelbar nur Bund 
und Ländern zu. Diese Regelung entspricht der Glie- 
derung unseres Bundesstaates in zwei staatliche 
Ebenen, wobei die Länder für die Finanzausstattung 
ihrer Gemeinden besondere Verantwortung tragen, 
die unter anderem in der Regelung des kommunalen 
Finanzausgleichs durch Landesgesetze zum Ausdruck 
kommt. Die Frage einer Beteiligung der Gemeinden 
an den Verhandlungen, über die Aufteilung der Um- 


satzsteuer zwischen Bund und Ländern ist daher an 
die für den kommunalen Sektor verantwortlich han- 
delnden Länder zu richten. 


Wegen des Sachzusammenhangs hält es die Bundes- 
regierung für zweckmäßig, die Fragen 

9. Inwieweit tragen Verpflichtungen der Gemein- 
den und Gemeindeverbände durch Bundes- 
gesetze und Bundesmaßnahmen zu einer Ver- 
schärfung der kommunalen Aufgaben- und Aus- 
gabenbelastungen bei? 

10. Wird die Bundesregierung in Zukunft bei allen 
Gesetzesvorhaben, von denen die Gemeinden 
und Gemeindeverbände belastet werden, die 
Auswirkungen für die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände darstellen und beziffern und 
Vorschläge zur Finanzierung der Lasten 
machen? 

zusammen zu beantworten. 

1. Es wird nicht verkannt, daß Bundesgesetze und 
Bundesmaßnahmen zur Aufgaben- und Ausgaben- 
belastung der Kommunen beitragen. Dieser Umstand 
wird bei der Bemessung der Finanzausstattung der 
Gemeinden in Betracht gezogen. 

Eine ausreichende Finanzausstattung der Gemeinden 
und Gemeindeverbände wird von Bund und Län- 
dern unter Berücksichtigung der Bedarfslage aller 
öffentlichen Haushalte im Rahmen der gesamtwirt- 
schaftlichen und der stabilitätspolitischen Erforder- 
nisse sichergestellt. Den Belastungen durch einzelne 
Gesetze oder Maßnahmen kann in der Regel nicht 
gesondert Rechnung getragen werden. 

Sofern den Gemeinden (Gemeindeverbänden) durch 
die Ausführung von Bundesgesetzen Verwaltungs- 
kosten entstehen, bestimmt ohnehin Artikel 104 a 
Abs. 5 Grundgesetz, daß der Bund und die Länder 
die bei ihren Behörden entstehenden Verwaltungs- 
ausgaben tragen. 

I 2. Die Auswirkungen auf die Einnahmen und Aus- 
gaben der öffentlichen Haushalte, besonders die 
voraussichtlichen Kosten der Ausführung des Ge- 
setzes sind nach § 48 Abs. 4 Buchstabe a der Ge- 
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien 
- Allgemeiner Teil - (GGO I) in der Begründung 
von Kabinettsvorlagen sowie nach § 37 Abs. 2 Buch- 
stabe a GGO II in der Begründung einer Gesetzes- 
vorlage unter Hervorhebung der zu erwartenden 
Mehrausgaben oder Mindereinnahmen darzustellen. 
Auswirkungen auf die Haushalte der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände sind gesondert 
aufzuführen. Die Auswirkungen werden dabei zah- 
lenmäßig aufgeschlüsselt. Die Bundesregierung hat 
diese Bestimmungen bislang beachtet und wird auch 
in Zukunft so verfahren. 

, Das vom Bundeskanzleramt gemeinsam mit den 
Planungsbeauftragten der Bundesministerien in der 
letzten Legislaturperiode aufgebaute Informations- 
system zur Erfassung neuer Gesetze, Verordnungen 
und sonstiger Vorhaben der Bundesregierung und 
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der damit verbundenen Kosten ist inzwischen in der 
Richtung ausgebaut, daß daraus in Zukunft Erkennt- 
nisse über weitere direkte Auswirkungen auf die 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände abgeleitet werden können. Eine 
vollständige Übersicht über alle, auch die indirekten 
finanziellen Auswirkungen kann jedoch aus diesen 
Erhebungen nicht gewonnen werden. 


11. Wie hat sich der Anteil der Gemeinden und 
Gemeindeverbände an der öffentlichen Investi- 
tionstätigkeit in den Jahren 1972 und 1973 
entwickelt? 

Nach den vorliegenden Informationen wird der An- 
teil der Gemeinden und Gemeindeverbände an den 
Ausgaben der öffentlichen Haushalte für Sachinve- 
stitionen für das Jahr 1972 auf 66 und für das Jahr 

1973 auf 67 v. H. geschätzt. Diese im Finanzbericht 

1974 veröffentlichte Schätzung basiert auf den Er- 
gebnissen der Vierteljahresstatistik für die Gemein- 
den mit mehr als 10 000 Einwohnern; für die Ge- 
samtheit aller Gemeinden liegen auch für 1972 noch 
keine Ergebnisse vor. 


Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, die 
Fragen 

12. Hat die Bundesregierung zum Zwecke einer 
aufgabengerechten Steuerverteilung zusammen 
mit Ländern und Gemeinden eine vergleichen- 
de Bedarfsentwicklung auf gestellt und falls ja, 
zu welchen Ergebnissen hat diese Bedarfs- 
ermittlung geführt? 

13. In welchem Umfang müssen die kommunalen 
Aufwendungen für Investitionen in den näch- 
sten fünf Jahren verstärkt werden, um ein 
angemessenes Niveau der örtlichen Leistungen 
zu erhalten? 

14. Welche Finanzausstattung hält die Bundes- 
regierung in den nächsten Jahren für die 
Gemeinden und Gemeindeverbände für erfor- 
derlich, um die notwendigen Investitionen und 
deren Folgekosten leisten zu können? 

15. Welches Kreditvolumen hält die Bundes- 
regierung in den nächsten fünf Jahren für die 
Gemeinden und Gemeindeverbände zur Erfül- 
lung ihrer Aufgaben für erforderlich? 

wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam zu be- 
antworten. 

Die Bundesregierung hat eine vergleichende Be- 
darfsermittlung für den öffentlichen Gesamthaushalt 
weder allein noch in Zusammenarbeit mit Ländern 
und Gemeinden aufgestellt. Allerdings hat es ver- 
schiedene Versuche in dieser Richtung gegeben. Die 
Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang 
insbesondere auf die Untersuchungen einer Arbeits- 
gruppe des Finanzplanungsrates hin. Im Auftrag des 
Finanzplanungsrates hat eine Arbeitsgruppe auf 


technischer Ebene die Möglichkeit der länger- 
fristigen Bedarfsermittlung für den öffentlichen Be- 
reich untersucht. Die zahlenmäßigen Ergebnisse, die 
in einem Zwischenbericht der Arbeitsgruppe vom 
Mai 1972 enthalten sind, sind seinerzeit bereits mit 
zahlreichen Vorbehalten versehen worden, so daß 
diese Ergebnisse auch für die damaligen Verhand- 
lungen über die Steuerverteilung zwischen Bund 
und Ländern nicht verwendet worden sind. Wie die 
Erfahrung zeigt, ist nicht zu verhindern, daß der- 
artige Bedarfsschätzungen zu einer bloßen Addition 
wünschenswerter Vorhaben aller Haushaltsebenen 
werden und damit Erwartungen entstehen, die mit 
dem ökonomisch und finanziell Realisierbaren nicht 
in Übereinstimmung zu bringen sind. 

Solche Bedarfsschätzungen geben keinen brauch- 
baren Maßstab für eine aufgabengerechte Steuerver- 
teilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ab. 
Eine Aufteilung des Gesamtsteueraufkommens wäre 
allenfalls theoretisch denkbar auf der Grundlage 
koordinierter politischer Entscheidungen aller dafür 
zuständigen Entscheidungsträger, d. h. insbesondere 
der Parlamente und Regierungen des Bundes und 
aller Länder, über die sachliche Dringlichkeit und 
die zeitliche Rangfolge der Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben in den verschiedenen Bereichen; dies er- 
scheint praktisch nicht durchführbar. Bei einer ein- 
heitlichen, alle Ebenen umfassenden Bedarfsschät- 
zung muß beachtet werden, daß 

— der Ausgabebedarf von Bund, Ländern und 
Gemeinden im Grundsatz gleichwertig ist, 

— zwischen den divergierenden Interessen ein an- 
gemessener Ausgleich herbeizuführen ist, 

— den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen Rech- 
nung getragen wird und 

— eine Überbelastung der Steuerpflichtigen ver- 
mieden wird. 

Ungeachtet der Schwierigkeiten, die einer Voraus- 
schau auf die kommunalen Haushalte in den näch- 
sten fünf Jahren im Wege stehen, erhöht der Bund 
ständig die Leistungen zur Verbesserung der Infra- 
strukturausstattung bei Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden. Zur Finanzierung besonders bedeut- 
samer kommunaler Investitionen (Artikel 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes) wurden beispielsweise 
1972 knapp 2 Mrd. DM bereitgestellt. Dieser Betrag 
ist bis 1974 auf 3,4 Mrd. DM gestiegen; 1978, dem 
letzten Jahr des gültigen Finanzplans des Bundes, 
soll eine Gesamtleistung von etwa 3,8 Mrd. DM er- 
reicht werden. Die auf der Basis von 1972 bis 1978 
ermittelte durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 
dieser Finanzhilfen liegt bei 15,0 v. H. 


16. Hält die Bundesregierung die Relation von 
Neuversdiuldung und Sdiuldenstand zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden im Hinblick 
auf die Aufgabenerfüllung der Gemeinden für 
vertretbar? 

In den vergangenen zehn Jahren haben die Gemein- 
den im Durchschnitt etwa die Hälfte der Nettokredit- 
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aufnahme der Gebietskörperschaften beansprucht; 
ein Drittel der Schulden der Gebietskörperschaften 
entfällt auf die Gemeinden. Diese Verschuldung 
steht mit den spezifischen Finanzierungserforder- 
nissen der Gemeinden im Zusammenhang; etwa 
zwei Drittel der öffentlichen Ausgaben für Investi- 
tionen werden von den Gemeinden getätigt. 

In den letzten Jahren haben die Gemeinden ihre 
Nettokreditaufnahme stark erhöht. Sie betrug im 
Jahre 1971 7 V 2 Mrd. DM; das waren etwa 10,4 v. H. 
der Gesamteinnahmen. Auch 1972 wiesen die Ge- 
meinden eine Nettokreditaufnahme von. etwa 8 Mrd. 
DM aus; das waren etwa 9,7 v. H. der Gesamtein- 
nahmen. Der Anteil der Gemeinden an der Ver- 
schuldung der Gebietskörperschaften betrug im 
Jahre 1972 38,7 v. H., die des Bundes 35,6 v. H. und 
die der Länder 25,6 v. H. 

Wie in der Vergangenheit, so hat sich die Verschul- 
dungsbereitschaft der Gemeinden in den letzten 
Jahren stark an der Entwicklung der Einnahmen 
orientiert, die bei den Gemeinden - nicht zuletzt 
auch infolge der zu Jahresbeginn 1970 in Kraft ge- 
tretenen Steuerneuverteilung - wesentlich dynami- 
scher als bei Bund und Ländern verlief. Die Entwick- 
lung der Einnahmen und die sich daran ausrichtende 
erhöhte Verschuldung haben in den vergangenen 
drei Jahren dazu geführt, daß die Gemeinden ihre 
Sachinvestitionen um durchschnittlich jährlich 
12 V. H. ausweiteten, während die Sachinvestitionen 
des Bundes nur um 6 v. H., die der Länder um 
. 5 V 2 V. H. zunehmen konnten. 


17. Ist durch die hohe Verschuldung und den 
Anteil des Schuldendienstes an den allgemei- 
nen Deckungsmitteln bei den Gemeinden die 
freifinanzielle Spitze bereits so weit abgebaut, 
daß der zum Wesen kommunaler Selbstver- 
waltung gehörende Entscheidungsspielraum für 
die öffentlichen Aufgaben im örtlichen Bereich 
bereits erheblich eingeschränkt ist? 

Mit den hohen Schuldenbeständen bei den Gemein- 
den und Gemeindeverbänden verbinden sich ent- 
sprechend hohe Aufwendungen für den Schulden- 
dienst, die die kommunalen Haushalte jährlich be- 
lasten. Trotz der wachsenden Zinsleistungen ist 
jedoch die freifinanzielle Spitze - das sind die zur 
Investitionsfinanzierung verfügbaren Eigenmittel - 
seit der Gemeindefinanzreform von etwa 6 Mrd. DM 
auf schätzungsweise 10 Mrd. DM im Jahr 1973 ge- 
stiegen. Der zum Wesen kommunaler Selbstver- 
waltung gehörende Entscheidungsspielraum der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände ist also nicht ein- 
geschränkt worden. 


Die Bundesregierung hält es für zweckmäßig, die 
Fragen 

18. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
die Gemeinden und Gemeindeverbände ihrer 


ortsnahen und eigenverantwortlichen Beurtei- 
lung hinsichtlich der Dringlichkeitsfolge der 
Erfüllung von Aufgaben häufig nicht folgen 
können, weil sie durch die Abhängigkeit von 
zweckbestimmten Zuschüssen zu anderen Ent- 
scheidungen gedrängt werden? 

19. Was gedenkt die Bundesregierung zur Ver- 
besserung der kommunalen Finanzlage zu tun? 
Wird die Bundesregierung die Gemeinden und 
Gemeindeverbände in ihrer Eigenverantwor- 
tung dadurch stärken, daß sie ihnen bei der 
Neuverteilung der öffentlichen Einnahmen 
einen höheren Anteil solcher Mittel überläßt, 
über die sie ohne Zweckbindung verfügen 
können? 

20. Können die Gemeinden 1974 bei einer Neu- 
verteilung der öffentlichen Einnahmen zusätz- 
liche Einnahmen aus der Erhöhung ihres 
Anteils an der Einkommensteuer erwarten? 

wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam zu be- 
antworten. 

Die Aufgabenerfüllung der Gemeinden und Gemein- 
deverbände wird von zweckgebundenen Zuschüssen 
beeinflußt. Das gilt insbesondere bei Struktur-, Ver- 
kehrs- und bildungspolitischen Entscheidungen, die 
auf die Gesamtwirtschaft ausgerichtet sein müssen 
und eine entsprechende Einflußnahme der überge- 
ordneten staatlichen Ebenen voraussetzen. Dabei 
kann im Einzelfall die ortsnahe Bewertung im 
Widerspruch zu einer gesamtstaatlichen Bewertung 
der Dringlichkeit einer Aufgabe stehen. Es sind 
hauptsächlich die speziellen Finanzzuweisungen für 
Investitionen, die durch ihre Zweckbestimmung die 
Dispositionen örtlicher Entscheidungsträger beein- 
flussen können. Ihr Anteil an den Gesamteinnahmen 
der Gemeinden und Gemeindeverbände ist seit 1963 
mit nur 7 bis 8 v. H. im wesentlichen unverändert 
geblieben. Das Verhältnis von frei verfügbaren zu 
zweckgebundenen Mitteln wird hauptsächlich durch 
die einzelnen Bundesländer und deren Parlamente 
bestimmt. Die Beurteilung von Ausmaß und Inhalt 
der Auflagen, die den Gemeinden und Gemeinde- 
verbänden von den Ländern im Zusammenhang mit 
der Zuweisung von zweckgebundenen Mitteln ge- 
macht werden, obliegt nicht der Bundesregierung. 

Eine erneute Umverteilung der öffentlichen Ein- 
nahmen ist nach der Festsetzung der Umsatzsteuer- 
anteile von Bund und Ländern für die Jahre 1974, 
1975 und 1976 nicht beabsichtigt, soweit nicht die 
im Hinblick auf die Steuerreform vereinbarte Revi- 
sionsklausel dies erforderlich macht. Die Verlage- 
rung von Einnahmen aus der Einkommensteuer auf 
die Gemeinden und Gemeindeverbände kommt bei 
der gegenwärtigen Finanzausstattung des Bundes 
ebenfalls nicht in Betracht. 


21. Welche Auswirkungen auf die kommunale 
Finanzausstattung erwartet die Bundesregie- 
rung von einer Verwirklichung ihrer am 
12. September 1973 beschlossenen Eckwerte 
zur Steuerreform, insbesondere beim Ge- 
meindeanteil an der Einkommensteuer, bei 
der Gewerbesteuer und beim Steuerverbund 
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zwischen Ländern und Gemeinden? Wie sollen 
die dabei entstehenden Einbußen an der kom- 
munalen Finanzausstattung ausgeglichen wer- 
den? 

Die Bundesregierung hat bereits mit der Beantwor- 
tung der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU - Drucksache 7/1887 - zu den Fragen der 
Nummer 21 Stellung genommen. Insoweit wird auf 
diese Antwort verwiesen (Drucksache 7/2005). 

In diesem Zusammenhang müssen auch die Aus- 
wirkungen der Revisionsklausel berücksichtigt wer- 
den, die die Regierungschefs von Bund und Ländern 
bei den abschließenden Verhandlungen zur Neufest- 
setzung der Umsatzsteueranteile ab 1. Januar 1974 
am 30. November 1973 vereinbart haben. Sie lautet: 

„Die finanziellen Belastungsverschiebungen zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden aufgrund der 
am 1. Januar 1975 in Kraft tretenden Steuerreform 
lassen sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht 
mit hinreichender Sicherheit abschätzen. Sobald die 
Auswirkungen der Steuerreform im einzelnen über- 
sehbar sind, sollen die Umsatzsteueranteile von 
Bund und Ländern mit Rückwirkung am 1. Januar 
1975 so festgesetzt werden, daß die mit dieser Ver- 
einbarung herbeigeführte Verteilung des Gesamt- 
steueraufkommens zwischen Bund und Ländern auf- 
rechterhalten bleibt. Dabei werden Bund und Länder 
die Frage der Finanzausstattung der Gemeinden als 
gemeinsames Anliegen behandeln." 

In der Revisionsklausel kommt zum Ausdruck, daß 
Bund und Länder in ihren Verhandlungen über den 
Ausgleich der durch die Steuerreform verursachten 
Belastungsverschiebungen die Interessen der Ge- 
meinden an einer angemessenen Finanzausstattung 
berücksichtigen werden. Auch der Deutsche Bundes- 
tag hat in einer Entschließung vom 5. Juni 1974 in 
Anlehnung an die Revisionsklausel die Erwartung 
ausgesprochen, daß „Bund und Länder in ihren Ge- 
sprächen über die Anwendung der Revisionsklausel 
die Finanzausstattung der Gemeinden beim Aus- 
gleich der Belastungsverschiebungen als gemein- 
sames Anliegen behandeln". Allerdings ist darauf 
hinzuweisen, daß die Gemeinden von den Auswir- 
kungen der Steuerreform sicherlich nicht vollkom- 
men freigestellt werden können, da dies Bund und 
Länder unzumutbar belasten würde. Dies erkennt 
auch die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände an, die in einer Entschließung vom 
28. Mai 1974 für eine unterproportionale Beteiligung 
der Gemeinden (GV) votiert. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß sich durch die 
parlamentarischen Beratungen der Steuerreform die 
primären Auswirkungen auf die einzelnen öffent- 
lichen Ebenen erheblich verändert haben. Während 
sich die Belastungen der öffentlichen Haushalte bei 
der ursprünglich vorgesehenen steuerrechtlichen Ge- 
staltung des Familienlastenausgleichs relativ gleich- 
mäßig auf die Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden verteilt hätten, würden die finanziellen 
Auswirkungen bei der nunmehr auf Wunsch der 
Länder vorgesehenen arbeitsamtlichen Ausgestal- 
tung des Familienlastenausgleichs in erster Linie 
den Bund treffen. Um den mit der Revisionsklausel 


beabsichtigten Belastungsausgleich herbeizuführen, 
ist deshalb eine Übertragung von Umsatzsteuer- 
anteilen der Länder auf den Bund erforderlich. Die 
Kommunen werden davon mittelbar über die allge- 
meinen Finanzzuweisungen betroffen, denn die Um- 
satzsteuer ist eine der Bemessungsgrundlagen im 
kommunalen Finanzausgleich. Wie hoch die end- 
gültige Belastung der Gemeinden (GV) sein wird, 
läßt sich jedoch erst nach Verabschiedung der 
Steuerreform und nach Abschluß der Gespräche 
über die Revisionsklausel ermitteln. 

Im übrigen hat die Bundesregierung gerade in den 
letzten Jahren erheblich zur Verbesserung der ge- 
meindlichen Einnahmesituation beigetragen. Aus 
der Gemeindefinanzreform fließen den Gemeinden 
1974 (ohne Stadtstaaten) 5,3 Mrd. DM Mehreinnah- 
men zu. Die Grundsteuerreform zum 1. Januar 1974 
wird im laufenden Haushaltsjahr zu Verbesserun- 
gen von rd. 800 Mill. DM führen. Aus den Umsatz- 
steueranteilsänderungen zugunsten der Länder er- 
hielten die Gemeinden mittelbar in den Jahren 1972/ 
1973 je rd. 450 Mill. DM, 1974 zusätzlich weitere 
200 Mill. DM. Ferner sind bei der Krankenhaus- 
finanzierung, der Städtebaufinanzierung, der Ge- 
meindeverkehrsfinanzierung und im ERP-Bereich im 
Verlauf weniger Jahre Aufstockungen um mehrere 
Mrd. DM erfolgt. Alle diese Maßnahmen lassen 
erkennen, daß der Bund seine Verantwortung gegen- 
über den Kommunen ernst nimmt. 


22. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
der Deutsche Bundestag regelmäßig, etwa im 
Abstand von zwei Jahren, zusammenfassend 
über die Auswirkungen von Bundesgesetz- 
gebung und Bundesmaßnahmen auf die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände unterrichtet 
werden sollte? 

über die dem Deutschen Bundestag und dem Bun- 
desrat vorliegenden finanzwirksamen Gesetzent- 
würfe und Anträge mit Auswirkungen auf die 
Haushalte des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände wird dem Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages laufend berichtet. 
Die zuletzt erstellte Übersicht solcher finanzwirk- 
samen Maßnahmen vom 6. August 1973 ist auch den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages zugegangen. 

Der Bundesminister der Finanzen wird wie bisher in 
bestimmten Abständen den Haushaltsausschuß, den 
Finanzausschuß sowie die Fraktionen über die dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat vorliegen- 
den finanzwirksamen Gesetzentwürfe und Anträge 
unterrichten. 

Eine über diesen Rahmen hinausgehende, vollstän- 
dige Berichterstattung über alle, auch die indirekten 
Auswirkungen, wirft erhebliche Probleme auf. 

Der Wert eines derartigen Berichts für die Abgeord- 
neten des Deutschen Bundestages, für die Städte, 
Gemeinden und Kreise und nicht zuletzt für die 
breite Öffentlichkeit hängt entscheidend davon ab, 
in welchem Maße er in der Lage ist, exakte An- 
gaben über die Auswirkungen von Bundesgesetz- 
gebung und Bundesmaßnahmen auf die Gemeinden 
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und Gemeindeverbände zu vermitteln. Die Bundes- 
regierung fühlt sich verpflichtet, auf die Schwierig- 
keiten hinzuweisen, die mit der Beschaffung der 
erforderlichen Daten verbunden sind. 

Eine detaillierte Berichterstattung, die auch die in- 
direkten Auswirkungen mit einbezieht, würde kost- 
spielige, mit hohem Verwaltungsaufwand verbun- 
dene Sondererhebungen auch bei den Ländern und 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) erforderlich 
machen, da die Bundesressorts im allgemeinen nicht 
in der Lage sind, alle finanziellen Auswirkungen 
exakt zu ermitteln. Die Bundesregierung hat deshalb 
Zweifel, ob der erforderliche erhebliche Kosten- und 


Verwaltungsaufwand in einem angemessenen Ver- 
hältnis zu dem Nutzen steht, der aus dem Bericht 
gezogen werden könnte. 

Die Bundesregierung wird aber prüfen, ob die im 
Rahmen des Bundesraumordnungsprogramms einge- 
I leitete Analyse der Verteilung der raumwirksamen 
I Bundesmittel auf die 38 Gebietseinheiten des Pro- 
; gramms bei der Fortschreibung so weit verfeinert 
I werden kann, daß sie Ergebnisse zumindest auch 
; für Kreise und kreisfreie Städte erbringt. Dies wäre 
ein erster Schritt, die Auswirkungen von Bundes- 
maßnahmen auf die Gemeinden und Gemeindever- 
bände laufend zu ermitteln und darzustellen. 
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